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Mali: Ein neuer imperialistischer Krieg 


Seit knapp einem Monat führt der französi- 
sche Imperialismus zusammen mit anderen Län- 
dern des Westens, darunter auch Deutschland, 
einen Krieg in Mali. Entgegen bürgerlichen Me- 
dienberichten geht es nicht darum, historische 
Kulturgüter zu retten oder einen radikal-islamis- 
tischen Staat zu verhindern. Die Stationierung 
französischer Soldat*innen mit logistischer Hilfe 
Deutschlands dient ausschließlich dem Interes- 
se der Kapitalist*nnen in Paris. Denn Mali bietet 
gute Investitionsmöglichkeiten für die Konzerne. 

Durch die Wirtschaftsdiktate vom IWF und 
der Weltbank wurde das Land erst in diese ka- 
tastrophale Lage hineingetrieben, zum Beispiel 
durch die Privatisierung der 20 größten Staats- 
unternehmen. Das Land ist reich an Rohstoffen 
wie Gold oder Uran und hat einen ausgeprägten 
Bergbausektor, sodass das französische Kapital 
weiterhin seinen Einfluss in den ehemaligen 
Kolonien sichern will. Im Nachbarland Niger 
soll 2014 die zweitgrößte Uranmine der Welt 
eröffnet werden. Dieser Uranabbau kann die 
französische Energieproduktion stärken, damit 
die Abhängigkeit von den Energieimporten aus 
Deutschland reduziert und Frankreichs Position 
gegenüber Deutschland im Kampf um die Vor- 
herrschaft in Europa gestärkt wird. 

Mali dagegen zählt zu den ärmsten Staaten 
der Welt, mit äußerst geringem Zugang zu saube- 
rem Trinkwasser, einer Lebenserwartung von nur 
48 Jahren sowie einer Arbeitslosigkeit von 30% - 
übrigens dreimal so hoch wie vor 15 Jahren. Hin- 
zu kommt der weitverbreitete Analphabetismus 
- alles Produkte der Herrschaft der alten Kolonial- 
mächte und des modernen Imperialismus. 

Mit den revolutionären Prozessen des Arabi- 
schen Frühlings in Nordafrika und dem Nahen 
Osten kam auch Bewegung in den Norden Ma- 
lis. Einst gerieten viele Imushagh (die Selbstbe- 
zeichnung der im Westen oft als Tuareg bezeich- 
neten Ethnie) in der Folge von Arbeitslosigkeit 
und Vertreibung in die Armeen des libyschen 
Machthabers Gaddafi; mit dessen Sturz kehrten 
sie bewaffnet und kampferfahren in den Nor- 
den Malis zurück. Unter ihrer militärischen Füh- 
rung bildete sich in der Folge die „Nationale Be- 
wegung für die Befreiung des Azawad” (MNLA). 
Azawad ist der Name der selbstbestimmten 
Nation, die die MNLA im nördlichen Territorium 
Malis erkämpfen will. 

Am 17. Januar 2012 startete schließlich der ers- 
te Angriff der MNLA und schon am 6. April hatte 


sich das Militär des Staates Mali vollständig aus 
dem Norden zurückgezogen, so dass die Grün- 
dung Azawads ausgerufen wurde. Bis heute wur- 
de Azawad international jedoch nicht anerkannt. 
Stattdessen folgten den Feldzügen der MNLA 
Pogrome im Süden Malis, welche gegen die dort 
lebenden Imushagh durchgeführt wurden. 

Bald jedoch verlor die MNLA die Führung im 
Gebiet des Azawad. Es spalteten sich kleinere 
national-separatistische Gruppen ab, die wie- 
derum neue nationale Unabhängigkeiten for- 
derten. Gleichzeitig kam es zu einer Erstarkung 
militanter und islamistisch geprägter Gruppie- 
rungen im Norden. Von diesen ist vor allem An- 
sar Dine bekannt, die Angehörige der Imushagh 
unter einem islamistischen Programm vereint. 
Dies stellte ganz offensichtlich eine Bedrohung 
für das französische Kapital dar. Dabei zeigen 
sich zwei Seiten einer Medaille: Während Präsi- 
dent Hollande versucht, durch diese Interventi- 
on die eigene schlechte Lage der lohnabhängi- 
gen Massen in Frankreich selbst zu vertuschen, 
sind die größten Opfer des Krieges in Mali die 
Arbeiterlnnen sowohl im Süden als auch im Nor- 
den des Landes, zusammen mit den verarmten 
Kleinbauern und -bäuerinnen. 

Die Antwort auf diesen menschenverachten- 
den Imperialismus kann nur die internationale 
Solidarität des Proletariats sein - der Kampf da- 
gegen beginnt schon im eigenen Lande gegen 
die Kapitalist*innen. Jede Schwächung der im- 
perialistischen Regierungen Europas bedeutet 
eine Stärkung der fortschrittlich Kräfte in den 
halbkolonialen Ländern. Deswegen sagen wir 
als Marxist*innen: Für die Niederlage der im- 
perialistischen Armeen! Für das Selbstbestim- 
mungsrecht der Imushagh! Für eine sozialisti- 
sche Förderation Afrikas! 





Weg mit Polizei, 
Präsidium und RSPO! 


Nachdem das Präsidium der Freien Uni- 
versität Berlin am 23. Januar versuchte, 
die restriktive Rahmenstudien- und -prü- 
fungsordnung (RSPO) mit Polizeigewalt zu 
verabschieden, war die Empörung unter 
den Studierenden groß. Und so kamen 
trotz geringer Mobilisierung am 6. Februar 
etwa 200 Studierende im Henry-Ford-Bau 
zusammen, um gemeinsam die Sitzung 
von Akademischem Senat (AS) zu verhin- 
dern und vor allem auch, um gegen die 
Polizeirepression auf dem Campus zu pro- 
testieren. Unter Rufen wie „Peter-Andre Alt 
braucht Polizeigewalt” blockierten sie die 
Eingänge zum Audimax. Nachdem den- 
noch einige Professor* innen in den Saal 
hinein gelangten, besetzten die Studie- 
renden die Bühne und verhinderten durch 
minutenlanges Skandieren von Parolen 
die Sitzung. 

Diesen Mittwoch (13. Februar) wird 
der AS noch einmal tagen - noch einmal 
ist es geplant, den Beschluss der RSPO zu 
verhindern. Wir von WAFFENDERKRITIK 
halten es für notwendig, dass es eine mög- 
lichst breite Debatte unter allen Studieren- 
den gibt, mit welcher Strategie der Kampf 
gegen die RSPO geführt werden muss. 
Deshalb rufen wir euch dazu auf, diesen 
Mittwoch an einer Vollversammlung (VV) 
teilzunehmen. Bei dieser VV wird das wei- 
tere Vorgehen demokratisch geplant. 

Die Diskussion über die RSPO muss 
eingebettet sein in eine allgemeine Dis- 
kussion, wie eine starke Studierendenbe- 
wegung aufgebaut werden kann, die sich 
auch den Kampf gegen Prekarisierung auf 
die Fahnen schreibt - wir müssen gegen 
jegliche Zulassungsbeschränkung zur Uni- 
versität eintreten, um die Uni in den Dienst 
der Ausgebeuteten und Unterdrückten zu 
stellen. Wie kommen wir dahin? Das müs- 
sen wir am Mittwoch diskutieren. 


Vollversammlung der FU: Mittwoch, 13. 
Februar, 12 Uhr, Hörsaal 2, Silberlaube 


K wıe Klimakrise 


Die Klimakrise ist ein Ausdruck der aktuellen 
gesamtökologischen Krise. An ihr wird die ab- 
solute Unfähigkeit des vermeintlich effizienten 
Kapitalismus deutlich, die vorhandenen Res- 
sourcen für den Umbau zu einer post-fossilen 
Gesellschaft einzusetzen. Die ökonomischen 
Naturverhältnisse sind im Kapitalismus vom 
Wachstumszwang bestimmt. Dieser kollidiert 
zwangsläufig mit den stofflich begrenzten und 
geschlossenen Kreisläufen im Ökosystem Erde. 
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„Grünes“, „qualitatives" oder „entkoppeltes 
Wachstum sind Illusionen in eine Lösung der 
Klimakrise innerhalb des Kapitlismus. 

Trotz großer Anstrengungen blieb die Öko- 


logiebewegung bislang politisch weitestge- 
hend macht- und perspektivlos. Ihre Strategie 
muss stattdessen künftig auf einer Strategie 
zur Überwindung des Kapitalismus basieren. 
Betriebliche Kämpfe müssen zu Kristallisations- 
punkten des ökologisch-antikapitalistischen 
Widerstandes werden. Anstatt Arbeitende über 
ihre Gewerkschaftsbürokratien als Hemmnisse 
im Kampf für das Klima zu betrachten, gilt es, 
mit den Arbeitenden eine gemeinsame revo- 
lutionäre Perspektive sowohl gegenüber dem 
Kapital als auch der Gewerkschaftsbürokrate 
aufzubauen. 

Aus dieser Perspektive heraus kann den Kon- 


zernen eine Ökologisch fortschrittliche Politik 
abgerungen werden, die weit über die Vertei- 
digung oder Verbesserung der Arbeitsbedin- 
gungen hinaus geht. Die Arbeiter*innenklasse 
hat in dieser Gleichung nicht nur die größte 
Macht, sondern auch das größte Interesse an 
der Überwindung des Status Quo. 

Erst in einer sozial und ökologisch geplan- 
ten Wirtschaft ließe sich das riesige Potenzial 
erneuerbarer Energien tatsächlich entfalten 
und mit der Überwindung der heutigen Ar- 
beitsgesellschaft die Voraussetzung für eine 
nachhaltige Gesellschaft schaffen, die sich 
vom Massenkonsum befreit. 
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Der Neupack-Streik 


Beim Hamburger Verpackungshersteller Neupack GmbH findet seit 
nunmehr drei Monaten ein ungewöhnlich kämpferischer Streik statt. 
Bisher wird ein kleiner Teil der Belegschaft besser gestellt, während der 
Rest für etwa 8,50 Euro pro Stunde malochen darf. Seit dem 1. Novem- 
ber befinden sich daher gut die Hälfte der 200 Kolleg*innen im Streik für 
einen einheitlichen Tarifvertrag. Die Besitzer*familie lässt sich den Kampf 
gegen die Belegschaft einiges kosten: 29 Streikbrecher*innen wurden 
von einer polnischen Leiharbeitsfirma angeheuert, um einen Teil der 
Produktion aufrecht zu erhalten. Auch auf Gerichte und Polizei konnten 
sich die Kapitalist*innen verlassen: Arbeitsgerichte verboten einerseits 
die Blockade eines Werkstors durch Streikende, erklärten aber anderer- 
seits den Einsatz der neu angeheuerten Streikbrecher*innen für legitim. 
Bei einer Aktion im Januar ging die Polizei äußerst rabiat gegen Streik- 
Unterstützer*innen vor und nahm den Betriebsrat fest. 

Doch Probleme bereiteten den Streikenden auch die eigenen 
Gewerkschaftsvertreter*innen. Die von der IG BCE eingesetzte Streikfüh- 
rung versetzte dem Streik Ende Januar ohne Not einen Dämpfer, als sie die 
Kolleg*innen dazu aufrief, die Arbeit wieder aufzunehmen. Angeblich soll- 
te die Geschäftsführung mit einem „Flexi-Streik” verunsichert werden. Ver- 
unsichert wurden aber vor allem die Streikenden, die nun wieder neben 
ihren streikbrechenden Kolleg*innen arbeiten mussten. Doch nach einer 
Woche ging der Streik weiter. Alle Streikenden sind seit dem 31. Januar 
wieder draußen und können weiterhin jede Solidarität gebrauchen! 


WAFFENDERKRITIK wird auf offenen Treffen erarbeitet: 


An der FU Berlin jeden Donnerstag um 16 Uhr im Foyer vor der 
Mensa Il (Silberlaube). 

An der Uni Potsdam jeden Mittwoch um 16 Uhr am Campus 
Griebnitzsee vor dem Mensaeingang im Haus 6. 

Sprecht uns an oder schreibt uns: &XJ waffenderkritik@riseup.net 
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Aus der Reihe: 


Linker Feminismus 
und Genderpolitik 


Bexismus gegen Männer? 


In den letzten Wochen haben viele Frauen mit einem #aufschrei 
von ihren Erfahrungen mit sexistischen Übergriffen gesprochen. 
Doch Entwicklungsminister Dirk Niebel von der FDP mahnte, dass 
es auch „Sexismus gegen Männer” gäbe. Beispiele konnte er nicht 
nennen - das könnte auch der Grund dafür sein, dass darüber 
„kaum gesprochen” wird, wie er anprangerte. 

Doch Niebel hat sich diesen Spruch nicht selbst ausgedacht. Vie- 
le Männer sehen sich als „Opfer des Sexismus” , sobald ein Witz über 
Männer gerissen wird. Doch Sexismus ist keine Einstellung. Es ist ein 
gesellschaftliches Unterdrückungsverhältnis (das auch einen Aus- 
druck in den Einstellungen der Menschen findet). Die bürgerliche 
Gesellschaft hat neben der Unterdrückung der Arbeiter*innen auch 
andere, ursprünglich vorkapitalistische Unterdrückungsmechanis- 
men aufgenommen, wie Rassismus und Sexismus. So verdienen 
Frauen heute in der BRD etwa ein Viertel weniger Lohn wie Männer 
und haben häuftiger prekäre Arbeitsverträge. Außerdem machen 
sie den Großteil der unentgeltlichen Hausarbeit und der Kinderer- 
ziehung. Hier liegt die Ursache für sexistisches Verhalten aller Art. 

Deshalb ist Sexismus gegen Frauen - genauso wie Sexismus 
gegen nicht-heteronormative Formen von Sexualität wie Homo- 
sexualität oder „zu weibliches” Verhalten bei Männern - auch von 
grundlegend anderer Qualität als jeder „Sexismus gegen Männer”. 
Denn im Kapitalismus sind heteronormative Männer strukturell im 
Vorteil (auch wenn sexuelle Gewalt gegen Männer nicht verharm- 
lost werden soll und jedes Opfer ein Recht auf Unterstützung hat). 

Wir müssen konsequent gegen alle Formen sexistischer Unter- 
drückung vorgehen - von scheinbar harmlosen „Witzen” über ins- 
titutionelle Diskriminierung bis hin zu sexueller Gewalt 
- aber gleichzeitig auch die Ursache aufzeigen: 

Ein kapitalistisches System, das von der Über- 
ausbeutung der Frau profitiert. Dabei $ 
sind Witze über (Hetero-)Männer wirk- # 


lich nur zweitrangig. | 
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